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Rechtsprechung 

Einsichtsrecht der Pa-
tienten 

Urteil des Bundesgerichts 
vom 22. November 2006 
Datenschutzrecht 
Art.8 DSG und 9 BV 

Leitsatz 
Weil man von einem 

grundlegenden Anspruch der 
Patienten sprechen muss, ist 
die Verletzung oder die 
Missachtung des Einsichts-
rechts in seiner Tragweite 
unentschuldbar. 

Sachverhalt 
Die Beschwerdeführerin 

ist Zahnärztin im Kanton 
Genf. Am 4. September 2001 
beantragte eine ehemalige 
Patientin der Beschwerde-
führerin Einsicht in ihre Pati-
entenakten. Diese Einsicht 
wurde erst im März 2003 
vollständig gewährt, obwohl 
die Beschwerdeführerin be-
reits im Mai 2002 von der 
zuständigen Aufsichtskom-
mission auf ihre Pflichten 
hingewiesen wurde. Mit Ent-
scheid vom 9. Februar 2006 
wurde der Beschwerdeführe-
rin vom zuständigen Depar-
tement ein Verweis ausge-
sprochen. Das Departement 
war der Auffassung, dass die 
Frist von über einem Jahr, 
für die Gewährung der voll-
ständigen Einsicht in die Pa-
tientenakten, inakzeptabel 
sei und damit ein unkorrek-
tes berufliches Verhalten 
darstelle. Das Genfer Ver-
waltungsgericht hat eine ge-
gen diesen Entscheid geführ-
te Beschwerde abgewiesen. 
Mit staatsrechtlicher Be-
schwerde – wegen Verlet-

zung von Art. 9 BV – gelangt 
die Beschwerdeführerin an 
das Bundesgericht. 

Entscheid des Gerichts 
Das Einsichtsrecht der 

Patienten lässt sich sowohl 
aus dem Gesundheitsgesetz 
des Kantons Genf als auch 
aus dem Bundesgesetz über 
den Datenschutz (nachfol-
gend DSG) vom 19 Juni 
1992 ableiten. Es handelt 
sich dabei um ein grundle-
gendes Recht der Patienten, 
denn diese sind nur mit ei-
nem solchen Einsichtsrecht 
in der Lage ihre Patienten-
rechte auszuüben. Wie wol-
len sie sonst darüber ent-
scheiden können, eine 
Zweitmeinung einzuholen, in 
eine Operation einzuwilligen, 
den Arzt zu wechseln oder 
eine Schadensersatzklage 
einzureichen? Deshalb kann 
eine Verletzung dieses Pati-
entenrechts streng geahndet 
werden, ohne dass eine sol-
che Sanktion willkürlich er-
scheint. Dabei ist unerheb-
lich, ob eine solche Verlet-
zung des Einsichtsrechts im 
konkreten Fall einen Scha-
den verursacht hat oder 
nicht. Das Einsichtsrecht ist 
für sich geschützt, ungeach-
tet der konkreten Verlet-
zungsgefahr für die Berech-
tigten. Zudem weist das 
Bundesgericht darauf hin, 
dass eine verbreitete Verlet-
zung des Einsichtsrechts 
durch die Ärzteschaft 
schwerwiegende Folgen auf 
das Vertrauensverhältnis 

zwischen Patienten und Ärz-
te haben könnte.  

Weil man von einem 
grundlegenden Anspruch der 
Patienten sprechen muss, ist 
die Verletzung oder die 
Missachtung des Einsichts-
rechts in seiner Tragweite 
unentschuldbar. Die Beklag-
te kann sich nicht aus ihrer 
Verantwortung winden, in-
dem sie behauptet, sie hätte 
gedacht, ein Einsichtsrecht 
bestehe immer dann nicht, 
wenn es dem Patienten kon-
kret nichts bringe.  

Angesichts dieser Tatsa-
che, und der Schwere des 
Verschuldens, scheint ein 
Verweis möglicherweise 
streng, eine Verwarnung hät-
te bei einer erstmaligen Ver-
fehlung auch ins Auge ge-
fasst werden können. Da 
aber die Beklagte ihre Pflich-
ten im vorliegenden Fall nicht 
ernst genommen hat und 
mehrmals die Herausgabe 
der Informationen verzögert 
hat, ist die Massnahme unter 
dem eingeschränkten Blick-
winkel der Willkür nicht un-
verhältnismässig.  

Die Beschwerde wurde 
vom Bundesgericht abge-
wiesen 

Bemerkungen 
Der Entscheid des Bun-

desgerichts ist vollumfänglich 
zu begrüssen. Dies scheint 
umso wichtiger, als das Ge-
sundheitsrecht einer der 
wichtigsten Bereiche des 
Datenschutzes darstellt. Re-
lativierend muss man auch 
beifügen, dass Ärzte und 
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Datenschützer in der Regel 
ein vergleichbares Verständ-
nis vom Patientenschutz ha-
ben. Deshalb sind sie insbe-
sondere in jenen Situationen 
verbündet, wo Versicherun-
gen in unverhältnismässiger 
Art und Weise an Informatio-
nen der Patienten gelangen 
wollen. Man kann also ohne 
weiteres feststellen, dass 
Datenschutz und Medizin die 
Persönlichkeitsrechte der 
Patienten gemeinsam schüt-
zen. 

Allgemein ist die Ärzte-
schaft auch über das Ein-
sichtsrecht der Patienten 
sensibilisiert. Man stellt aber 
hie und da fest, dass sich 
gewisse Ärzte ihres Status 
als Auftragsnehmer nicht 
vollumfänglich bewusst sind. 
In einer dienenden Funktion, 
haben sie den Auftragge-
bern, auf Verlangen, jeder-
zeit über die Geschäftsfüh-
rung Rechenschaft abzule-
gen und alles, was ihnen 
infolge derselben aus ir-
gendeinem Grunde zuge-
kommen ist, zu erstatten 
(Art. 400 Abs. 1 OR). Dazu 
gehört auch die Herausgabe 
von Akten, die ja schliesslich 
nicht für den Arzt, sondern 
für den Patienten erstellt 
werden. Die Akten werden 
durch den Patienten - re-
spektive durch die Sozialver-
sicherung – finanziert und 
dem Arzt auch abgegolten. 

Es gibt also keine Rechtferti-
gung, solche Akten gegen-
über dem Auftraggeber zu-
rückzubehalten. Im Gegen-
teil, gemäss dem Bundesge-
richt gilt diese Herausgabe-
pflicht selbst dann, wenn der 
Auftraggeber dadurch Be-
weismaterial für eine Scha-
densersatzklage sichten oder 
sammeln will. 

Die unmissverständlichen 
Ausführungen des Bundes-
gerichts sollten die betroffe-
nen Berufsverbände darin 
bestärken, ihre Mitglieder 
entsprechend auszubilden 
und zu informieren.  

 
Praxistipp 
Immerhin gibt es ein Privi-

leg, auf welches sich die Ärz-
teschaft, unter Umständen, 
berufen darf. Gemäss Art. 8 
Abs. 3 DSG kann der Inha-
ber von Datensammlungen 
Informationen über die Ge-
sundheit eines Patienten 
durch einen von diesem be-
zeichneten Arzt mitteilen las-
sen (so genanntes „thera-
peutisches Privileg“). Damit 
soll ein Aufklärungsschaden 
des Patienten vermieden 
werden. Wenn der Arzt der 
Auffassung ist, dass die un-
mittelbare Mitteilung der In-
formationen an den Patien-
ten zu einer Selbstgefähr-
dung führen kann (insbeson-
dere Suizid), wird er diesen 
Weg beschreiten müssen, 

nicht zuletzt um einen Haf-
tungsfall zu vermeiden. 

Diese Bestimmung wird 
jedoch zu Recht auch als 
bevormundend und paterna-
listisch bezeichnet. Sicher 
kann sich der Arzt nicht hin-
ter einem therapeutischen 
Privileg verstecken, um An-
gaben, die ihn selbst schädi-
gen könnten (z.B. im Hinblick 
auf eine Abklärung seiner 
Haftung für einen Kunstfeh-
ler), über einen Kollegen fil-
tern zu lassen. Ebenso we-
nig darf er - durch eine Wei-
gerung der direkten Mittei-
lung der Information - versu-
chen, einen Arztwechsel o-
der die Einholung einer 
Zweitmeinung zu vermeiden. 
Ansonsten würde das grund-
sätzliche Recht auf Einsicht 
in die eigenen Patientenak-
ten unzulässigerweise aus-
gehöhlt. 

Urteil des Bundesgerichts 22. 
November 2006 2P.202/2006; 
http://www.bger.ch über Rechtspre-
chung I Urteile ab 2000 
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